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LKZ 2252/2002

Disziplinarvorschrift

der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien

I. TEIL

Allgemeine Bestimmungen

1. Geltungsbereich und Disziplinarvergehen

§ 1

Der Geltungsbereich dieser Vorschrift erstreckt sich auf :

a) die Ordinierten, Vikare, Diakone, Religionslehrer und andere Mitarbeiter im geistlichen Dienst;

b) die Mitglieder der kirchlichen Körperschaften und andere ehrenamtliche Mitarbeiter der Kir​che;
§ 2

(1) Gegen die in § 1 Genannten kann ein Disziplinarverfahren durchgeführt werden, wenn sie ihre Amtspflicht verletzen oder gegen kirchliche Vorschriften und Verordnungen verstoßen.

(2) Die unter § 1, Buchst. a Genannten verletzen ihre Amtspflicht, wenn sie schuldhaft Auf​ga​ben vernachlässigen, die sich aus ihrem Auftrag zur öffentlichen Wortverkündigung und zur Sa​kramentsverwaltung ergeben, gültige Ordnungen und Anweisungen nicht befolgen oder ge​gen die Verpflichtung zu einem der kirchlichen Lehre entsprechenden Wandel und dem ihrem Amt gemäßen Verhalten verstoßen (siehe die Bestimmungen der Kirchenordnung, die Vor​schrift für das Pfarramt und andere kirchliche Vorschriften).

(3) Die Amtspflicht der in § 1, Buchst. b Genannten ist in der Kirchenordnung bzw. durch da​hin​gehende Verordnungen und Vorschriften geregelt.

(4) Verstöße gegen kirchliche Vorschriften oder Verordnungen werden, soweit ihre Ahndung nicht schon durch jene Vorschriften oder Verordnungen selbst geregelt ist, nach den Bestim​mun​gen dieser Vorschrift behandelt.

(5) Unbeschadet dieser Disziplinarvorschrift unterstehen die unter § 1 Genannten den gelten​den staatlichen arbeitsrechtlichen Bestimmungen.

§ 3

Ein Disziplinarverfahren wird eingeleitet, wenn seelsorgerliche Bemühungen und Maß​nah​men der Dienstaufsicht sich als unzureichend erweisen.

§ 4

Im Disziplinarverfahren ist das gesamte Verhalten des Beschuldigten innerhalb und außerhalb des Dienstes mit in Betracht zu ziehen; besonders ist zu prüfen, ob die Glaubwürdigkeit seines Dienstes gefährdet und damit der Auftrag der Kirche beeinträchtigt ist.

§ 5

(1) Das Disziplinarverfahren ist zügig durchzuführen. 

(2) Alle Amtsstellen der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien sind verpflichtet, im Diszi​pli​narverfahren Amtshilfe zu leisten und alle geforderten Informationen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

2. Die zuständigen Stellen

§ 6

Für die Einleitung eines Disziplinarverfahrens und die Veranlassung der notwendigen Er​mittlun​gen ist zuständig: 

a) das Bezirkskonsistorium oder dessen Vorsitzender in bezug auf die dieser Behörde Un​ter​stellten;

b) das Landeskonsistorium oder dessen Vorsitzender in bezug auf die Mitglieder des Lan​des​konsistoriums, die ihm unmittelbar Unterstellten, die Professoren der Evange​lisch-Theologischen Fakultät und die Bezirksdechanten sowie die Religionslehrer.

§ 7

Die Durchführung von Disziplinarverfahren obliegt Überprüfungsausschüssen und Diszipli​nar​kammern.

3. Die Überprüfungsausschüsse

§ 8

(1) Von jedem Bezirkskonsistorium bzw. vom Landeskonsistorium wird für die Mandats​dauer dieser Körperschaften ein Überprüfungsausschuß berufen.

(2) Der Überprüfungsausschuß des Bezirkskonsistoriums besteht aus dem Dechantstellver​treter als Vorsitzender, einem weltlichen Mitglied des Bezirkskonsistoriums und einem Pfarrer des betreffender Kirchenbezirks.

(3) Der Überprüfungsausschuß des Landeskonsistoriums besteht aus dem Bischofsvikar als Vor​sitzender, einem weltlichen Mittglied des Landeskonsistoriums und einem Geistlichen, der jedoch nicht Mitglied des Landeskonsistoriums sein muß. 

(4) Die in Abs. 2 und 3 angeführten weltlichen und geistlichen Mitglieder werden nach Mög​lichkeit schon in den konstituierenden Sitzungen dieser Körperschaften gewählt.

(5) Die Mitglieder dieser Ausschüsse dürfen den Disziplinarkammern (§ 10 und 11) nicht an​ge​hören.

4. Die Disziplinarkammern

§ 9

(1) Die Evangelische Kirche A.B. in Rumänien hat: 

a) die Disziplinarkammer,

b) die Oberdisziplinarkammer.

(2) Die Disziplinarkammer und die Oberdisziplinarkammer fassen Beschlüsse und treffen Ent​scheidungen mit einfacher Stim​menmehrheit.

(3) Der Sitz der Disziplinarkammer ist beim Bezirkskonsistorium des Vorsitzenden der Diszi​pli​narkammer. Der Sitz der Oberdisziplinar​kammer ist beim Landeskonsistorium. 

§ 10

(1) Die Disziplinarkammer besteht aus:

a) einem Bezirksdechanten, als Vorsitzender,

b) einem Bezirksdechanten als Stellvertretender Vorsitzender, 

c) zwei Bezirkskirchenkuratoren,

d) einem Pfarrer.

(2) Die Mitglieder der Disziplinarkammer werden aufgrund eines diesbezüglichen Antrags des Geistlichen Ausschusses des Landeskonsistoriums in der Regel in der konstituierenden Sit​zung des Landeskonsistoriums gewählt.

(3) Die Disziplinarkammer bestimmt einen Schriftführer. Der Schriftführer hat kein Stimm​recht.

§ 11

(1) Die Oberdisziplinarkammer besteht aus:

a) dem Bischof, als Vorsitzender,

b) dem Landeskirchenkurator,

c) einem von der Landeskirchenversammlung zu wählenden Geistlichen, der nicht dem Landeskonsi​sto​rium angehören muß.

(2) Die Oberdisziplinarkammer bestimmt einen Schriftführer, in der Regel den Hauptanwalt des Landeskonsistoriums. Der Schriftführer hat kein Stimmrecht.

(3) Die Bestimmungen des § 8, Abs. 4 werden sinngemäß angewandt.

§ 12

(1) Die Disziplinarkammer ist in erster Instanz für die in § 6, Abs. l, Buchst. a Genannten zu​ständig.

(2) Die Oberdisziplinarkammer ist zuständig:

a)
in erster und letzter Instanz die Disziplinarangelegenheiten zu erledigen, die sich auf die Mitglieder des Landeskonsistoriums und die diesem unmittelbar Unterstell​ten, die Professoren der Evangelisch-Theologischen Fakultät so​wie die Bezirks​dechanten be​ziehen (§ 6, Abs. l, Buchst. b).

b)
in zweiter und letzter Instanz für Berufungen gegen Entscheidungen der Diszipli​nar​kammer.

(3) Das Landeskonsistorium der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien hat das Überwa​chungsrecht aller durch die Disziplinarkammer erledigten Disziplinarfälle. Es übt das Recht aus, indem es die Gesetzlichkeit und sachliche Begründung der durch die Diszipli​narkam​mer getroffenen Entscheidungen überprüft. Gemäß diesem Recht kann das Lan​deskonsisto​rium von amtswegen innerhalb einer Frist von 6 Monaten nach Zustellung der Entscheidung das Verfahren bei der Oberdisziplinarkammer anhängig machen, die nach Kenntnisnahme die Bestimmungen der § 58–66 entsprechend zur Anwendung bringt.

5. Gemeinsame Bestimmungen für die Mitglieder der Überprüfungsausschüsse und Dis​ziplinarkammern

§ 13

Von der Mitgliedschaft in den Überprüfungsausschüssen und Disziplinarkammern ist ausge​schlossen:

a) wer unmittelbar oder mittelbar vom Disziplinarfall betroffen ist;

b) wer Ehegatte des Beschuldigten ist oder war;

c) wer Vormund des Beschuldigten ist oder war;

d) wer mit dem Beschuldigten in gerader Linie verwandt ist;

e) wer mit dem Beschuldigten in der Seitenlinie bis einschließlich zum 3. Grad verwandt ist;

f) wer mit dem Beschuldigten bis einschließlich zum 2.Grad verschwägert ist, auch wenn die Ehe, durch welche diese Schwägerschaft begründet wurde, nicht mehr besteht;

g) wer in dem Disziplinarverfahren als Zeuge oder Sachverständiger vernommen worden oder als Untersuchungsbeauftragter (§ 35) oder Disziplinaranwalt (§ 16) tätig gewesen ist.

§ 14

Den Ausschluß nach § 13 spricht der Vorsitzende der betreffenden Disziplinarbehörde durch Be​schluß aus.

§ 15

(1) Gleichzeitig mit der Berufung der Überprüfungsausschüsse und der Disziplinarkammern werden von den Bezirkskonsistorien bzw. vom Landeskonsistorium für jedes Mitglied der​selben ein Ersatzmitglied gewählt.

(2) Ist der Vorsitzende des Überprüfungsausschusses verhindert, wählt der ergänzte Ausschuß den Vorsitzenden aus seiner Mitte.

(3) Ist der Vorsitzende der Disziplinarkammer bzw. der Oberdisziplinarkammer verhindert, nimmt der Stellvertretende Vorsitzende bzw. der Landeskirchenkurator die Aufgaben des Vorsitzenden wahr.

6. Die Disziplinaranwälte

§ 16

(1) Die Überwachung der vorschriftsgemäßen Durchführung eines Disziplinarverfahrens ob​liegt dem Disziplinaranwalt oder seinem Stellvertreter.

(2) Die Disziplinaranwälte und ihre Stellvertreter sollen nach Möglichkeit Juristen sein. Sie wer​den durch das Landeskonsistorium für die Mandatsdauer der betreffenden Disziplinar​kammer gewählt. Sie müssen in kirchliche Ämter wählbare Mitglieder der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien sein.


(3) Die Tätigkeit der Disziplinaranwälte ist ehrenamtlich. 

(4) Die Bestimmungen des § 13 gelten sinngemäß auch für die Disziplinaranwälte.

II. Teil
Verfahrensbestimmungen
1. Das Vorverfahren
§ 17

Werden durch Anzeige oder von Amts wegen Tatsachen bekannt, die die Annahme begrün​den, daß ein kirchlicher Amtsträger (§ 1) seine Amtspflicht verletzt hat (§ 2), so veranlaßt die zustän​dige Stelle die notwendigen Ermittlungen durch den zuständigen Überprüfungsaus​schuß.

§ 18

Die Ermittlungen erstrecken sich auf alle für die Aufklärung des Sachverhalts bedeutsamen Um​stände.

§ 19

(1) Aufgrund der Ermittlungen entscheidet der Überprüfungsausschuß ob er 

a) von dem Disziplinarverfahren absieht,

b) das Vorverfahren fortsetzt und abschließt oder

c) das Disziplinargerichtsverfahren einleitet.

(2) Falls der Beschuldigte auf der Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen sich selbst be​steht, ist dem stattzugeben.

§ 20

(1) Das Disziplinarverfahren kann ausgesetzt werden, wenn gegen den Beschuldigten ein ge​ord​netes strafrechtliches Verfahren anhängig ist, in dem über Tatbestände verhandelt wird, de​ren Klärung auch für das Disziplinarverfahren von Bedeutung ist. 

(2) Liegt gegen Personen nach Abs. (1) ein rechtskräftiges Strafurteil vor, so ist ein Diszipli​narverfahren gegen sie einzuleiten, das auch in Abwesenheit des strafrechtlich Verurteil​ten durchgeführt werden kann.

§ 21

(1) Das Vorverfahren wird bei leichteren Vergehen von dem zuständigen Überprüfungsaus​schuß  durchgeführt (§ 8).

(2) Die Aufgabe dieses Ausschusses ist es, in seelsorgerlicher Aussprache mit dem Beschul​dig​ten alle diesem zur Last gelegten Umstände zu klären und, wenn eine Verletzung der Amts​pflicht festgestellt wird, ihm zur Einsicht zu verhelfen und in ihm den Willen zu wecken, eine ihm er​teilte Weisung in freier Entscheidung anzunehmen.

§ 22

In der Verfügung zur Durchführung des Vorverfahrens ist anzugeben, welche Verletzungen der Amtspflichten dem Beschuldigten zur Last gelegt werden.

§ 23

(1) Der Vorsitzende des Überprüfungsausschusses trifft die erforderlichen Vorbereitungen. Er leitet die Aussprache unter Berücksichtigung des besonderen Charakters des Vorverfah​rens. Er kann mit Zustimmung oder auf Wunsch des Beschuldigten die vorübergehende Teilnahme anderen Personen zulassen, wenn dies dienlich erscheint.

(2) Über diese Aussprache ist ein Protokoll anzufertigen, der vom Vorsitzenden und vom Be​schul​digten zu unterzeichnen ist.

§ 24

Die Aussprache ist nicht auf den von der zuständigen Stelle (§ 6, Abs. 1) mitgeteilten Sach​ver​halt beschränkt. Sie ist auf neue Tatbestände auszudehnen, wenn solche sich in der Aus​sprache ergeben oder die zuständige Stelle solche nachträglich mitteilt.

§ 25

(1) Nach Abschluß der Aussprache faßt der Überprüfungsausschuß einen Beschluß, der die Umstände, die Gegenstand der Aussprache waren, sowie die durch den Ausschuß getrof​fenen Maßnahmen, beinhaltet.

(2) Der Beschluß ist zunächst dem Beschuldigten mündlich zu eröffnen. Sodann ist er schrift​lich auszufertigen, zu begründen und von den Mitgliedern des Ausschusses zu unter​schreiben.

(3) Eine Ausfertigung des Beschlusses ist dem Beschuldigten innerhalb von 5 Tagen nachdem er ausgesprochen wurde, zuzustellen.

(4) Der Ausschuß bestimmt, ob, in welcher Weise und welchen kirchlichen Amtsstellen der Be​schluß bekanntzugeben ist.

§ 26

(1) Durch den Beschluß kann festgestellt werden, daß die Beschuldigungen unbegründet sind.

(2) Stellt hingegen der Überprüfungsausschuß fest, daß die Amtspflicht verletzt wurde, so kann er:

a) den Beschuldigten vermahnen,

b) dem Beschuldigten eine Weisung erteilen, 

c) aussprechen, daß das Vorverfahren zur Bereinigung des Falles nicht ausreicht.

§ 27

(1) Die dem Beschuldigten zu erteilende Weisung kann darin bestehen:

a) sich bestimmten Verpflichtungen für die Amts- und Lebensführung zu unterwerfen;

b) sich gegenüber bestimmten Personen oder vor der Gemeinde zu entschuldigen;

c) ein begangenes Unrecht wieder gut zu machen.

(2) Der Überprüfungsausschuß kann dem Bezirksdechanten bzw. dem Bischof vorschlagen, dem Beschuldigten den Wechsel seiner Amtsstelle zu empfehlen.

(3) Gegebenenfalls ist zu bestimmen, innerhalb welcher Frist gerechnet von der Zustellung des Beschlusses (§ 25, Abs. 3-4) die Weisung durchzuführen ist.

§ 28

In den Fällen des § 26, Abs. 2, Buchst. b ist der Beschuldigte aufzufordern, binnen einer Frist von 10 Tagen schriftlich mitzuteilen, ob er die durch den Beschluß ergangene Weisung an​nimmt oder nicht.

§ 29

Erklärt der Beschuldigte fristgerecht und schriftlich, daß er die durch den Beschluß erhaltene Weisung annimmt, so hat die zuständige Stelle (§ 6, Abs. 1) darüber zu wachen, daß die er​teilte Weisung befolgt wird.

§ 30

Ist ein Beschluß nach § 26, Abs. 1 gefaßt worden, oder hat der Beschuldigte die Annahme der Wei​sung erklärt (§ 29), so ist das Disziplinarverfahren abgeschlossen.

§ 31

Außer dem in § 19, Abs. 1, Buchst. c vorgesehenen Fall, ist aufgrund des Vorverfahrens vom Überprüfungsausschuß inner​halb einer Frist von höchstens 30 Tagen das Disziplinargerichts​ver​fahren in folgenden Fällen einzuleiten:

a) wenn der Beschuldigte erklärt, daß er die Weisung nicht annimmt;

b) wenn er innerhalb der in § 28 vorgesehenen Frist keine Erklärung abgibt;

c) wenn die zuständige Stelle (§ 6) feststellt, daß der Beschuldigte die von ihm ange​nommene Weisung nicht befolgt hat;

d) wenn der Überprüfungsausschuß nach § 26, Abs. 2, Buchst. c entschieden hat.

2. Das Disziplinargerichtsverfahren

A. Das Verfahren in I. Instanz

1. Abschnitt

a) Allgemeine Bestimmungen

§ 32

Verfügt der Überprüfungsausschuß die Durchführung des Disziplinargerichtsverfahrens, so hat sie den wesentlichen Inhalt der Beschuldigung anzugeben. Damit wird das Verfahren bei der zu​ständigen Disziplinarkammer anhängig. Diese Verfügung wird dem Beschuldigten so​gleich schriftlich mitgeteilt. 

§ 33

Verfahren, die gegen mehrere Beschuldigte wegen desselben oder gegen einen Beschuldigten wegen verschiedener Vergehen eingeleitet sind, können miteinander verbunden oder getrennt werden.

b) Vorläufige Dienstenthebung

§ 34

(1) Gegen den Beschuldigten gemäß § 1 Buchst. a) kann in schweren Fällen auf Empfehlung der Dis​ziplinarkammer das Landeskonsistorium oder dessen Vorsitzender die Maßnahme der vorläufi​gen Dienstenthebung bzw. Amtsenthebung treffen. 

(2) Die vom Landeskonsistorium oder von dessen Vorsitzenden verfügte vorläufige Dienst​ent​hebung ist rechtskräftig.

(3) Die in Abs. (1) angeführten vorläufigen Maßnahmen treten zwangsläufig außer Kraft, wenn die durch die Disziplinarkammer getroffene Entscheidung rechtskräftig geworden ist.

2. Abschnitt

a) Die Untersuchung

§ 35

Falls nötig, verfügt der Vorsitzende der Disziplinarkammer die Durchführung der Untersu​chung durch einen Untersuchungsbeauftragten, der Mitglied der Disziplinarkammer ist. Die Untersu​chung kann wann immer im Laufe des Disziplinargerichtsverfahrens erweitert und er​gänzt wer​den. 

§ 36

(1) Der Untersuchungsbeauftragte hat den Beschuldigten zu vernehmen und alle erforderli​chen Be​weise zu erheben: durch Augenschein, Zeugenaussage, Sachverständige, Durch​sicht von Schrift​stücken u. a. Darüber ist jeweils ein Protokoll aufzusetzen, das fallweise vom Beschuldigten zu unterzeichnen ist.

(2) Der Beschuldigte hat das Recht, einen Fürsprecher zu benennen, darf sich der Untersu​chung jedoch nicht entziehen.

§ 37

(1) Zur Zeugenaussage sind mit Ausnahme der unter § 13, Buchst. a–f Genannten alle dieser Diszi​pli​narvorschrift unterstehenden Personen und alle kirchlichen Angestellten ver​pflichtet. 

(2) Die Ordinierten und andere in der Seelsorge tätige Personen können über Tatsachen und Um​stände, die ihnen in der Eigenschaft als Seelsorger bekannt geworden sind, nicht als Zeugen verhört werden, ausgenommen dann, wenn sie dazu die Einwilligung der Person ha​ben, der gegenüber die Verpflichtung zur Einhaltung des Beichtgeheimnisses besteht.

§ 38

(1) Die Zeugen sind einzeln zu vernehmen. Sie können anderen Zeugen oder dem Beschul​digten gegenüber gestellt werden.

(2) Für Sachverständige gelten obige Bestimmungen sinngemäß.

§ 39

Nach Abschluß der Untersuchung überstellt der Untersuchungsbeauftragte die Akten sofort der Disziplinarkammer. Zu gleicher Zeit erhält eine Abschrift der Akten auch der Diszipli​naranwalt, der sie binnen 15 Tagen zusammen mit seiner Äußerung der zuständigen Diszipli​narkammer vorlegt.

b) Die Äußerung des
Disziplinaranwalts

§ 40

(1) Die Äußerung des Disziplinaranwalts (seines Stellvertreters) enthält den Antrag auf:

a) Einstellung des Disziplinarverfahrens,

b) Ergänzung der Untersuchung oder

c) Verurteilung durch die Disziplinarkammer.

(2) Der in Abs. 1 vorgesehene Antrag muß eine die Tatsachen und die Rechtsnormen berück​sichtigende Begründung enthalten, wobei auch auf die entsprechenden Beweismittel hin​zu​weisen ist.

(3) Dem Beschuldigten wird eine beglaubigte Abschrift der Äußerung des Disziplinaranwalts zugestellt. 

3. Abschnitt

a) Die mündliche Verhandlung

§ 41

(1) Der Beschuldigte wird zur mündlichen Verhandlung schriftlich vorgeladen. 

(2) Wenn der Beschuldigte unbegründet zu zwei aufeinanderfolgenden Terminen nicht vor​stellig wird, kann die Disziplinarkammer auch in seiner Abwesenheit verhandeln und be​schließen. 

(3) Zu der Verhandlung ist auch der Disziplinaranwalt hinzuzuziehen.

(4) Die Zeugen und Sachverständigen werden ebenfalls schriftlich geladen, soweit dieses noch notwendig erscheint. Die Notwendigkeit beurteilt die Disziplinarkammer bzw. deren Vorsit​zender.

(5) Der Beschuldigte und der Disziplinaranwalt können weitere Zeugen und Sachverständige vorschlagen. Die Disziplinarkammer beschließt über diese Anträge, wobei auch andere Be​weismittel zugelassen werden können, wenn sie ihr zur Klärung des Falles als dienlich er​scheinen.

§ 42

Zwischen der Zustellung der Vorladung an den Beschuldigten und dem Verhandlungstermin müssen wenigstens 8 Tage liegen, wenn der Beschuldigte nicht auf die Einhaltung dieser Frist verzichtet.

§ 43

(1) Der Vorsitzende leitet die mündliche Verhandlung und trifft die zur Aufrechterhaltung der Ordnung erforderlichen Maßnahmen. Während der Verhandlung werden die Fragen durch den Vorsitzen den gestellt.

(2) Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich.

§ 44

Nach Eröffnung der mündlichen Verhandlung trägt der Vorsitzende oder ein von ihm beauf​trag​tes Mitglied der Disziplinarkammer in Abwesenheit der Zeugen aber in Anwesenheit des Be​schuldigten und des Disziplinaranwalts, ein zusammenfassendes Referat über die Diszipli​naran​gelegenheit vor. Der Beschuldigte wird ebenfalls angehört.

§ 45

Die zugelassenen Zeugen oder Sachverständigen sind vor ihrer Einvernahme eindringlich auf ihre Pflicht zu wahrheitsgemäßer Aussage hinzuweisen. Daraufhin wird dem Zeugen die Frage gestellt:

„Zeuge NN, sind Sie bereit, nach bestem Wissen und Gewissen die volle und reine Wahrheit auszusagen und nichts zu verschweigen, was auf die Sache bezug hat und Ihnen bekannt ist?“

Der Zeuge antwortet:

„Ja, mit Gottes Hilfe.“

§ 46

Nach Schluß der Beweisaufnahme hat der Disziplinaranwalt zur Sache mündlich Stellung zu nehmen. Dem Beschuldigten steht das letzte Wort zu, wenn er von diesem Recht gemäß § 41, Abs. 2 Gebrauch macht.

§ 47

(1) Die Niederschrift über die mündliche Verhandlung muß Ort und Tag der Verhandlung, die Namen der Mitglieder der Disziplinarkammer, des Schriftführers, des Disziplinaranwalts, des Beschuldigten sowie der Zeugen und Sachverständigen enthalten. Die Niederschrift muß den Gang den Verhandlung, wesentliche Vorkommnisse, die Bezeichnung der verle​senen Schrift​stücke sowie die im Laufe der Verhandlung gestellten Anträge und deren Erledigung enthal​ten.

(2) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterschreiben.

(3) Die Niederschrift kann im Verlauf des Verfahrens nicht von anderen Personen oder Äm​tern eingesehen werden. Für die Mitglieder der Disziplinarkammer ist das Amtsgeheimnis ver​pflichtend.

§ 48

(1) Nur Anschuldigungspunkte, zu denen der Beschuldigte sich im Laufe des Verfahrens zu äu​ßern die Möglichkeit hatte, können Gegenstand der Entscheidung der Disziplinarkam​mer sein.

(2) Die Mitglieder der Disziplinarkammer haben nach freier Überzeugung (nach bestem Wis​sen und Gewissen) zu entscheiden.

b) Die Entscheidung

§ 49

(1) Die Entscheidung wird nach der Verhandlung bzw. in begründeten Ausnahmefällen späte​stens nach einer Woche verkündet. Die Entscheidung wird vom Vorsitzenden und vom Schriftführer unterzeichnet.

(2) Die schriftliche Ausfertigung der Entscheidung samt Begründung wird von dem Vorsit​zen​den der Disziplinarkammer und dem Schriftführer unterzeichnet. Je eine Ausfertigung der Entscheidung ist dem Beschul​digten und dem Disziplinaranwalt innerhalb von 10 Ta​gen, nachdem sie ausgesprochen wurde, zuzustellen.

(3) Die Entscheidung der Disziplinarkammer ist in der gleichen Frist der zuständigen Stelle (§ 6) und auf alle Fälle auch dem Lan​deskonsi​storium vorzulegen.

§ 50

Die Disziplinarkammer kann aufgrund der Feststellung der Verjährung des Disziplinarverfah​rens, erwiesener Unschuld oder mangels Beweisen die Einstellung des Disziplinargerichts​ver​fahrens aussprechen oder schuldig sprechen.

§ 51

(1) Hat der Beschuldigte die Amtspflicht nach § 2 verletzt, kann die Disziplinarkammer ent​scheiden auf:

a) Vermahnung,

b) Verweis,

c) Kürzung der Gehaltsbezüge von 10–30 % für die Dauer von einem bis drei Mona​ten,

d) zeitweilige Amtsenthebung auf drei bis sechs Monate, mit gleichzeitigem Entzug der Gehaltsbezüge, 

e) Amtsenthebung mit dem Recht, sich um eine andere Pfarrstelle zu bewerben oder um die Zuteilung auf eine Stelle als Pfarramtsverweser durch das Landeskonsisto​rium anzusuchen,

f) Entfernung aus dem Dienst der Kirche.

(2) Vermahnung und Verweis gelten mit der Rechtskraft der Entscheidung als vollzogen.

(3) Die Strafen unter Buchst. c–f werden vom Landeskonsistorium durchgeführt.

(4) Gegen ehrenamtliche Mitglieder kirchlicher Körperschaften kann außer Vermahnung und Ver​weis der Verlust der ehrenamtlichen Mitgliedschaft in der Körperschaft für die Man​dats​dauer oder auf immer wie auch der zeit​weilige oder immerwährende Verlust des akti​ven und pas​siven kirchlichen Wahlrechtes aus​gesprochen werden.

§ 52

(1) Soweit nicht auf Entfernung aus dem Dienst entschieden wird, kann die Disziplinarkam​mer zusätzlich zu den Strafen und § 51, Abs. 1, Buchst. c auf die Dauer bis zu 4 Jahren folgende ergänzende Strafen aussprechen:

a) dem Bestraften die Ausübung zusätzlicher kirchlicher Dienste und Ämter untersa​gen;

b) dem Bestraften die Verwaltung der Kirchenkasse ganz entziehen oder teilweise ver​bieten.

(2) Desgleichen kann dem Bestraften fallweise der Vorsitz im Presbyterium und anderen Kör​perschaften bzw. die Mitgliedschaft in diesen zeitweilig oder für immer entzogen werden.

§ 53

In demselben Verfahren darf nur auf eine der Maßnahmen des § 51 entschieden werden. Die Ent​scheidung kann mit Maßnahmen nach § 52 verbunden werden.

§ 54

Durch die Amtsenthebung gemäß § 51, Abs. l, Buchst. e und f verliert der schuldig Befun​dene auch die mit seiner Stelle verbunde​nen Rechte. Er hat keinen Anspruch auf Vergütung der ihm durch die Amtsenthebung entstehenden Umzugskosten.

§ 55

Bei Entfernung aus dem Dienst der Kirche wird der schuldig Befundene aus der Reihe der Kan​didaten für das Pfarramt gestrichen. Er verliert das Recht der öffentlichen Wortverkündi​gung und der Sakramentsverwaltung. Er verliert ferner das Recht auf Führung der bisherigen Amtsbe​zeichnung und etwaiger kirchlicher Titel sowie das Recht auf Tragen der Amtsklei​dung.

§ 56

(1) Die Disziplinarkammer hat zu beschließen, ob und in welcher Weise die Entscheidung an​dern kirchlichen Amtsstellen bekanntzugeben ist.

(2) Die Entscheidung der Erstinstanz wird, wenn sie nicht innerhalb der vorgesehenen Beru​fungsfrist (§ 57; Abs. 2) angefochten wurde, mit dem Ablauf dieser Frist rechtskräftig. 

(3) In der Entscheidung ist darauf hinzuweisen, daß diese rechtskräftig ist, sowie das für ihre An​fechtung zulässige Rechtsmittel anzuführen.

c) Die Berufung gegen die Entscheidung

§ 57

(1) Gegen die Entscheidung der Disziplinarkammer kann der schuldig Befundene Beru​fung einlegen. Die Berufung setzt die Durchführung der Entscheidung aus.

(2) Die Berufung muß innerhalb von 15 Tagen nach Zustellung der Entscheidung bei der Diszi​plinarkammer eingebracht werden. Durch die Berufung wird die Entscheidung der Erstin​stanz angefochten, wenn diese dem Berufenden unbegründet erscheint oder wenn seinem Ermessen nach im ganzen Verfahren wesentliche gesetzliche Vorschriften verletzt worden sind.

(3) Die Berufung muß begründet werden.

(4) Stellt der Disziplinaranwalt in der Entscheidung Verfahrensfehler oder Übertretungen an​de​rer gesetzlicher Bestimmungen fest, hat er diese dem Landeskonsistorium der Evange​lischen Kirche A.B. in Rumänien im Hinblick auf die Ausübung des Überwachungsrech​tes (§ 12, Abs. 3) schriftlich mitzuteilen.

B. Das Verfahren in 2. Instanz

Das Berufungsverfahren

§ 58

Die Disziplinarkammer leitet die Akte zusammen mit der Berufung sofort nach ihrem Ein​gang an die Oberdisziplinarkammer weiter.

§ 59
Mit dem Eingang der Disziplinarakte zusammen mit der Berufungsschrift wird das Verfahren bei der Oberdisziplinarkammer anhängig.

§ 60

(1) Der Vorsitzende der Oberdisziplinarkammer weist die Berufung durch schriftlichen Be​scheid zurück, wenn sie nach der festge​setzten Frist (§ 57, Abs. 2) eingebracht worden ist. Der Be​scheid des Vorsitzenden wird dem Berufenden mitgeteilt.

(2) Gegen den im vorhergehenden Abs. genannten Bescheid kann der Berufende innerhalb von fünf Tagen nach dessen Empfang Beschwerde einlegen. Über die Beschwerde ent​scheidet die Oberdisziplinarkammer nach Vorladung des Berufenden und des Diszipli​naranwaltes.

(3) Bei der Erledigung der Beschwerde trifft die Oberdisziplinarkammer eine der folgenden Ent​scheidungen:

a) die Beschwerde wird zurückgewiesen, wenn festgestellt wird, daß die Berufung nicht fristgerecht eingebracht worden ist;

b) der Bescheid (Abs. 1) wird aufgehoben und die Erledigung der Berufung vorgenom​men, wenn festgestellt wird, daß sie fristgerecht eingebracht worden ist.

§ 61

Der Bescheid nach § 60, Abs. 1 hat zur Folge, daß die Entscheidung der Oberdisziplinarkam​mer vom Tage nachdem die Berufungsfrist abgelaufen ist, endgültige Rechtskraft hat, ausge​nommen im Falle der Aufhebung des Bescheides nach § 60, Abs. 3, Buchst. b.

§ 62

Stellt der Vorsitzende der Oberdisziplinarkammer fest, daß die Berufung innerhalb der ge​setzli​chen Frist eingebracht ist, beraumt er den Verhandlungstermin an. Dazu wird der Be​schuldigte vorgeladen, außer wenn er auf seine Vorladung zur Verhandlung verzichtet. Der Disziplinaran​walt muß der Verhandlung beiwohnen.

§ 63

Im Regelfall verhandelt die Oberdisziplinarkammer aufgrund der schon vorhandenen Akten. Der Berufende kann neue schriftliche Beweisstücke vorlegen.

§ 64

(1) Die Verhandlung der Oberdisziplinarkammer ist nicht öffentlich. 

(2) Bei der Verhandlung der von Amts wegen eingebrachten Berufung beauftragt der Vorsit​zende ein Mitglied mit der kurzgefaßten Darlegung der Gründe, die zur Berufung geführt haben.

(3) Der Vorsitzende eröffnet die Verhandlung und erteilt zunächst dem Berufenden, sofern die​ser anwesend ist, das Wort. Dieser hat seine begründete Berufung mündlich vorzutra​gen. 

(4) Falls der Beschuldigte Berufung eingelegt hat, muß der Disziplinaranwalt dazu Stellung nehmen.

§ 65

Nach Abschluß der mündlichen Verhandlung zieht sich die Oberdisziplinarkammer zur Be​ratung zurück und trifft ihre Entscheidung (gemäß § 9, Abs. 2).

§ 66

(1) Die Oberdisziplinarkammer verkündet nach der Verhandlung der Berufung eine der fol​gen​den Entscheidungen (gemäß § 9, Abs. 2):

a) die Berufung wird zurückgewiesen;

b) der Berufung wird stattgegeben und die angefochtene Entscheidung aufgehoben und

1. es wird eine neue Entscheidung ohne neue Beweisführung getroffen, wenn die Be​weismittel von der ersten Instanz nicht entsprechend beurteilt worden sind;

2. es wird eine neue Beweisführung aufgenommen oder die vorhandene ergänzt und eine neue Entscheidung getroffen.

(2) Die Entscheidung der Oberdisziplinarkammer ist rechtskräftig.

(3) Aufgrund der vom Beschuldigten eingelegten Berufung kann seine Strafe nicht erhöht wer​den.

(4) Die Bestimmungen von § 49 sind entsprechend anzuwenden.

C. Das Wiederaufnahmeverfahren

§ 67

(1) Ein rechtskräftig abgeschlossenes Disziplinargerichtsverfahren kann über Antrag des schul​dig Befundenen oder von Amts wegen nur in folgenden Fällen wieder aufgenommen werden:

a) wenn neue Tatsachen oder Beweismittel vorgebracht werden, die geeignet sind, allein oder in Verbindung mit früheren Feststellungen eine andere Entscheidung zu begrün​den;

b) wenn ein Mitglied der Disziplinarkammer oder der Oberdisziplinarkammer sowie der Disziplinaranwalt oder eine mit der Untersuchung beauftragte Person sich eines Ver​ge​hens schuldig gemacht hat, das den Ausgang des Disziplinarfalles beeinflussen konnte. Die Schuld derer muß durch ein rechtskräftiges Gerichtsurteil oder durch ein im Sinne dieser Ordnung ausgesprochenes Urteil bewiesen sein;

c) wenn das Landeskonsistorium in Ausübung seines Überwachungsrechtes Verfahrens​feh​ler oder Übertretungen anderer gesetzlicher Bestimmungen feststellt.

(2) Die Wiederaufnahme ist nur zulässig, wenn seit dem Bekanntwerden der unter Abs. 1, Buchst. a und b angeführten Tatsachen oder Beweismittel nicht mehr als 30 Tage verstri​chen sind.

§ 68

Über die Zulassung des Antrages auf Wiederaufnahme des Disziplinargerichtsverfahrens ent​scheidet diejenige Disziplinarkammer, deren Entscheidung angefochten wird, durch Beschluß. Beschließt die Disziplinarkammer die Wiederaufnahme des Verfahrens, so ist nach den in der vorliegenden Vorschrift vorgesehenen Verfahrensregeln zu amtshandeln.

III. TEIL

SONDERBESTIMMUNGEN

§ 69

(1) Die Verfahrensschriftstücke werden zugestellt:

1. durch Übergabe an den Empfänger mit Zustellbogen, 

2. durch einen eingeschriebenen Brief mit Empfangsbestätigung.

(2) Verweigert der Empfänger die Annahme des Schriftstückes oder die Unterfertigung des Zu​stellbogens, so gilt das Schriftstück trotz der Übernahmeverweigerung als zugestellt, wenn darüber eine Niederschrift angefertigt und zu den Akten genommen ist.

§ 70

(1) Das in § 2 umschriebene Disziplinarvergehen verjährt nach einer Frist von 6 Monaten, ge​rechnet vom Zeitpunkt, an dem das Bezirkskonsistorium oder Landeskonsistorium bzw. de​ren Vorsitzende amtlich davon Kenntnis erhielten aber höchstens nach einer Frist von 2 Jah​ren, gerechnet vom Zeitpunkt der Tat oder Unterlassung.

(2) Der Vollzug der Disziplinarstrafe verjährt binnen 2 Jahren, gerechnet von dem Zeitpunkt, an dem die Entscheidung in Rechtskraft erwachsen ist.

(3) Die Verjährung des Disziplinarvergehens wird durch die Einleitung eines Verfahrens nach § 19, Abs. 1, Buchst. b und c unterbrochen.

(4) Die Verjährung wird ausgesetzt, solange ein strafrechtliches Verfahren anhängig ist und das Disziplinarverfahren laut § 20 ruht.

§ 71

(1) Alle gemäß § 51 verhängten Strafen werden von Amts wegen in das Perso​nalblatt bzw. Ar​beitsbuch des Bestraften eingetragen.

(2) Die Strafen gemäß § 51, außer Buchst. f, gelten von Amts wegen als getilgt, wenn inner​halb der unten angeführten Fristen über den Betreffenden keine neue Disziplinarstrafe verhängt wurde:

1. die Strafen unter Buchst. a–c nach 2 Jahren,

2. die Strafen unter Buchst. d nach 3 Jahren,

3. die Strafen unter Buchst. e nach 4 Jahren.

§ 72

Alle im Disziplinarverfahren amtlich tätigen Personen sind zur Wahrung des Amtsgeheimnis​ses verpflichtet.

IV. TEIL

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 73

Das Landeskonsistorium der Evangelischen Kirche A.B. in Rumänien überwacht die einheit​liche Anwendung der Bestimmungen dieser Ordnung und kann verpflichtende Anweisungen bezüglich deren Auslegung erlassen.

§ 74

Alle in dieser Ordnung vorgesehenen Fristen werden in Arbeitstagen gerechnet. Die Frist läuft mit dem Poststempeldatum des eingeschriebenen Briefes bzw. mit dem Tag der Übergabe an den Empfänger mit Zustellbogen. 

§ 75

Diese Disziplinarvorschrift tritt nach Genehmigung durch die Landeskirchenversammlung mit ihrer amtlichen Bekanntgabe an die Bezirkskonsistorien und Presbyterien durch das Landes​kon​sistorium in Kraft.

Damit werden alle ihr zuwiderlaufenden Bestimmungen außer Kraft gesetzt.
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